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Gestern, kurz nach der Mittagspause, 
besuchten Wilhelm Tell und Landesmut-
ter Helvetia das Medienzentrum beim 
Bundeshaus. Tell, in Holzschuhen, und 
Helvetia, mit Schild und Speer, enthüll-
ten das Abstimmungsplakat für die Voll-
geldinitiative. Das Schweizer Fernsehen 
filmte höflich. Eine Szene wie am Unter-
haltungsabend des Turnvereins. 

Der Auftritt des Paars ist brisanter, als 
es scheint: Am Dienstag hatte die «Bas-
ler Zeitung» berichtet, dass die Initia-
tive, die im Juni zur Abstimmung kommt 
und die Geldschöpfung durch private 
Banken unterbinden will, aus dem Aus-
land unterstützt wird. Im Internet kur-
sierten Spendenaufrufe mit deutschen 
Konten. Sogar Freiwillige für Standaktio-
nen würden im Ausland rekrutiert. 
«Wohl noch nie zuvor wurde so intensiv 
Geld im Ausland für einen schweizeri-
schen Abstimmungskampf gesammelt», 
befand die BaZ. Die Schweiz drohe zum 
politischen Versuchslabor internationa-
ler Kreise zu werden.

Der Volksentscheid als Schwachstelle 
im System Schweiz? Die direkte Demo-
kratie, ein Einfallstor für fremde 
Mächte? Die Fragen sind aktueller denn 
je. Aber nicht primär wegen der Voll-
geldinitiative, sie hat gemäss Mitinitiant 
Reinhold Harringer seit 2014 nur rund 
7000 Franken aus dem Ausland erhal-
ten. Sondern wegen des zweiten Themas 
beim Urnengang vom 10. Juni, des Geld-
spielgesetzes. Es ist wohl die erste Ab-
stimmung in der Geschichte der Eidge-
nossenschaft, die stattfindet, weil Fir-
men ohne direkten Bezug zur Schweiz 
dies wollen. Ein Volksentscheid: bestellt 
und bezahlt vom Ausland.

Im September 2017 beschlossen die 
Jungparteien von SVP, FDP und GLP, das 

Referendum gegen das Geldspielgesetz 
zu ergreifen. Sie warnten vor Internet-
zensur und digitaler Abschottung, prie-
sen die Freiheit und den Wettbewerb. 
Aber sie vertraten auch knallharte Ge-
schäftsinteressen. Ihre Kriegskasse: 
rund eine halbe Million Schweizer Fran-
ken. Das Geld kam von Firmen wie 
Pokerstars, Interwetten und BWin, die 
in Steueroasen domiziliert sind und ihr 
Geschäft mit Glücksspielen und Sport-
wetten im Internet machen. Das neue 
Geldspielgesetz bedroht ihre Profite. Die 
Behörden könnten ausländische Glücks-
spielwebsites künftig sperren.

Ein unmoralisches Angebot
Ein Blick hinter die Kulissen des Komi-
tees zeigt: Ohne die Finanzspritze aus 
dem Ausland wäre das Referendum 
kaum ergriffen worden und schon gar 
nicht zustande gekommen. Ein beträcht-
licher Teil des ausländischen Geldes 
floss direkt in die Unterschriftensamm-
lung durch entschädigte Mitarbeiter. 
Über die Hälfte der Unterschriften sei 
wohl «bezahlt», schätzte Patrick Marty, 
Chef des zuständigen Kampagnenbüros 
CR Kommunikation, in der Westschwei-
zer Tageszeitung «24 Heures». Auch 
Benjamin Fischer, Präsident der Jungen 
SVP Schweiz, bestätigt auf Anfrage die 
Bedeutung der ausländischen Spenden: 
«Wir hatten das Angebot der CR Kommu-
nikation, dass sie die Logistik über-
nimmt und dass finanzielle Mittel für die 
Kampagne vorhanden sind.» Für Fi-
scher ist die Frage müssig, ob das Refe-
rendum ohne ausländische Unterstüt-
zung geklappt hätte. «Die eigentliche 
Frage ist: Hätten wir das Referendum 
überhaupt ergriffen ohne Aussicht auf 
diesen Support?» 

Dass ausländische Unternehmen ein 
Referendumskomitee direkt unterstüt-
zen, sei für die Schweiz etwas Neues, 
sagt der Politologe Silvano Moeckli, 
emeritierter Professor der Universität 
St. Gallen. Er spricht von einem «kriti-
schen Fall». Überrascht, dass es so weit 
kam, ist er allerdings nicht. Wenn je-
mand mit Geld Einfluss nehmen wolle, 
seien Abstimmungen interessanter als 
Wahlen. «Es geht um ein konkretes 
Thema. Man weiss, wofür man sein Geld 
ausgibt», sagt Moeckli.

Während die Schweiz kein Gesetz 
gegen ausländische Politfinanzierung 
kennt, sind andere Staaten in diesem Be-
reich äusserst restriktiv. In den USA 
etwa ist es Ausländern verboten, mit 
Geld- oder Sachspenden auf Wahlen Ein-
fluss zu nehmen. Auf diese Bestimmung 
stützte sich auch US-Sonderermittler Ro-
bert Mueller, als er vor wenigen Wochen 
13 russische Staatsangehörige anklagte. 
Sie hatten über soziale Medien versucht, 
die US-Präsidentschaftswahl zugunsten 
von Donald Trump zu drehen. Für Muel-
ler eine illegale Sachspende.

Hierzulande lösten ausländische Ein-
sätze in Abstimmungskämpfen zuletzt 
aber meist nur Schulterzucken aus. 
Etwa bei der Goldinitiative oder der Ini-
tiative für ein bedingungsloses Grund-
einkommen, wo es private Spendenauf-
rufe im Ausland gab. Einzige Ausnahme 
ist die Abstimmung über den Kauf des 
Kampfjets Gripen. Der schwedische Her-
steller Saab hatte 200 000 Franken an 
das Pro-Komitee bezahlt. Als die Spende 
bekannt wurde, zog der Flugzeugbauer 
sie unter Kritik zurück. Zu stark war der 
Eindruck, dass man der Schweiz mit 
Kampagnengeld einen faulen Handel 
schmackhaft machen wollte. 

 Jackpot-Demokratie 
Die Abstimmung über das Geldspielgesetz vom Juni ist eine Premiere: Erstmals haben sich ausländische 
Firmen einen Urnengang in der Schweiz gekauft. Von Christoph Lenz und Luca De Carli

Von einer Rückzahlung ist beim Geld-
spielgesetz indes keine Rede. Im Gegen-
teil. Möglicherweise fliesst den bürgerli-
chen Jungparteien noch mehr Geld aus 
dem Ausland zu. Zwar hat das Komitee 
an einer Sitzung am letzten Mittwoch 
entschieden, dass es versuchen will, die 
Abstimmungskampagne «ohne direkte 
Spenden von internationalen Firmen» 
zu finanzieren. Doch bereits bei der 
Frage, ob das auch für ausländische Stif-
tungen gilt, äussern sich die Komitee-
mitglieder widersprüchlich. 

«David gegen Goliath»
Werden die ausländischen Onlinecasi-
nos nicht sowieso Wege finden, ihr Geld 
einzuspeisen? Andri Silberschmidt, Prä-
sident der Jungfreisinnigen, findet diese 
Frage spitzfindig. «Eine glasklare Unter-
scheidung von inländischem und aus-
ländischem Geld ist nicht möglich. In 
vielen Abstimmungskämpfen der letz-
ten Jahre gab es Geld, das nicht direkt in 
der Schweiz erwirtschaftet wurde.» Oh-
nehin stehe das Komitee der Jungpar-
teien vor einem Kampf wie David gegen 
Goliath: «Wir haben derzeit ein Budget 
von rund 100 000 Franken. Der inländi-
schen Casinolobby stehen etwa 2 Millio-
nen Franken zur Verfügung.»

Selbst wenn das Stimmvolk das Geld-
spielgesetz am 10. Juni annimmt: Für die 
Financiers des Referendums hat sich der 
Einsatz ihrer 500 000 Franken wohl so-
wieso gelohnt. Weil sich das Inkrafttre-
ten des Gesetzes wegen der Abstim-
mung verzögern dürfte, rollt für sie der 
Rubel in der Schweiz noch ein bisschen 
länger. Ein schönes Geschäft: Experten 
schätzen den Erlös der Internetcasinos 
und -wettanbieter in der Schweiz auf 
rund 250 Millionen Franken. Pro Jahr. 
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Poker am Bildschirm: Der Erlös der Internetcasinos und -wettanbieter in der Schweiz wird von Experten auf 250 Millionen Franken pro Jahr geschätzt. Foto: Alengo, Getty Images


